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Städtebauliche Begründung 
 

1 Anlass der Planung 

Durch das „Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen 

an Land“ („Windenergie-an-Land-Gesetz“, WaLG) vom 20. Juli 2022 und durch die 4. Änderung 

des Landesentwicklungsprogramms (LEP IV) vom 30.01.2023 ergibt sich für die Träger der Bau-

leitplanung, also die Verbandsgemeinden, eine Anpassungspflicht des Flächennutzungsplans 

an die neuen gesetzlichen Vorgaben und an die übergeordneten Ziele der Landesplanung.  

 

Wirkungen des WaLG 

Im „Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land“ („Wind-

energieflächenbedarfsgesetz“, WindBG = Artikel 1 des WaLG) werden Flächenquoten für die 

einzelnen Bundesländer festgelegt. Demnach muss das Land Rheinland-Pfalz bis zum 

31.12.2027 mindestens 1,4 % der Landesfläche und bis zum 31.12.2032 mindestens 2,2 % der 

Landesfläche für die Windenergie zur Verfügung stellen.  

Rechtskräftig ausgewiesene Sondergebiete im FNP werden flächenmäßig nur voll angerech-

net, wenn der Rotor auch Flächen außerhalb des Sondergebietes überstreichen darf („Rotor-

Out-Regelung“).  

 

Nach § 245e Absatz1 BauGB gelten die Rechtswirkungen, insbesondere auch die Ausschluss-

wirkung für Windenergieanlagen in Flächennutzungsplänen, die bis spätestens 01.02.2024 in 

Kraft gesetzt wurden, längstens bis zum 31.12.2027. Sie entfallen ab dem Zeitpunkt, an dem 

durch die zuständige Behörde das Erreichen des Flächenbeitragswertes festgestellt wird. 

Nach § 2 des Landeswindenergiegebietegesetzes (LWindGG) sind spätestens bis zum 

31.12.2027 mindestens 1,4 % der Landesfläche als Windenergiegebiete auszuweisen. Zur Errei-

chung werden vom Land für die einzelnen Regionen der Planungsgemeinschaften regionale 

Teilflächenziele festgelegt. Die Planungsgemeinschaften weisen die erforderlichen Flächen 

durch entsprechende Beschlussfassung bis spätestens 31.12.2026 als Vorranggebiete für 

Windenergie aus. Nach § 5 LWindGG stellt die oberste Landesplanungsbehörde bei der Ge-

nehmigung der regionalen Raumordnungspläne fest, dass der regionale Raumordnungsplan 

mit dem regionalen Teilflächenziel nach § 2 Abs. 1 in Einklang steht. Mit der Feststellung, dass 

der Flächenbeitragswert erreicht ist, entfällt die Privilegierung für Windenergieanlagen im Au-

ßenbereich.  

 

In § 245e Absatz 1 BauGB ist außerdem festgelegt:  

„…….Werden in einem Flächennutzungsplan oder Raumordnungsplan zusätzliche Flächen für 

die Nutzung von Windenergie dargestellt, kann die Abwägung auf die Belange beschränkt 
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werden, die durch die Darstellung der zusätzlichen Flächen berührt werden. Dabei kann von 

dem Planungskonzept, das der Abwägung über bereits dargestellte Flächen zu Grunde gelegt 

wurde, abgewichen werden, sofern die Grundzüge der Planung erhalten werden. Von der Wah-

rung der Grundzüge der bisherigen Planung ist regelmäßig auszugehen, wenn Flächen im Um-

fang von nicht mehr als 25 Prozent der schon bislang dargestellten Flächen zusätzlich darge-

stellt werden. § 249 Absatz 6 bleibt unberührt.“ 

 

Für die VG Arzfeld bedeutet dies, dass zusätzliche Sondergebietsflächen bis zu einem Umfang 

von maximal 85 ha (340 ha x 0,25) ausgewiesen werden können, ohne dass von den Grundzü-

gen der bisherigen Planung abgewichen wird. 

 

 

Planerische Ziele 

Die VG Arzfeld möchte mit der vorliegenden Planung unter Bezugnahme auf § 245e Abs. 1 

BauGB zusätzliche Flächen für die Windenergienutzung ausweisen. Von der bisher geltenden 

FNP-Teilfortschreibung Windenergie 2016 wird dabei insoweit abgewichen, als dass in einem 

bisherigen Ausschlussbereich für Windenergie ein zusätzliches Sondergebiet für Windenergie 

im Umfang von 81 ha ausgewiesen werden soll.  

 

Die Grundzüge der Planung bleiben gemäß § 245e Abs.1 BauGB gewahrt, weil  

- mit den geplanten 81 ha des neuen Sondergebietes nicht mehr als 25 % der bisher aus-

gewiesenen Flächen (= 340 ha) zusätzlich dargestellt werden 

- vom ursprünglichen Planungskonzept mit den dort angewendeten „harten“ und „wei-

chen“ Ausschlusskriterien nicht abgewichen wird.  

- die 2016 festgestellten Konflikte, die im Rahmen der Abwägung zum Ausschluss der 

Fläche geführt hat, durch Wegfall von Restriktionen und durch neue Erkenntnisse (siehe 

Abschnitt 2) neu bewertet werden können. 

 

Der VG-Rat hat deshalb in seiner Sitzung am 13.07.2023 beschlossen, den Teilbereich Wind-

energie des Flächennutzungsplans fortzuschreiben, um als Folge der geänderten politischen 

Rahmenbedingungen für die Windenergienutzung zusätzliche Flächen zur Verfügung stellen.  

Es soll dazu ergänzend zu den bestehenden Sondergebieten aus der Teilfortschreibung 2016 

ein zusätzliches Sondergebiet für die Windenergienutzung ausgewiesen werden. Diese zusätz-

liche Sondergebiet „Plütscheid-Geweber Wald“ weist eine Fläche von 81 ha auf. 
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2 Räumlicher und sachlicher Änderungsbereich 

Der räumliche Änderungsbereich der vorliegenden Teilfortschreibung des Flächennutzungs-

plans beschränkt sich auf Teilflächen im Südosten der VG auf dem Gebiet der Ortsgemeinde 

Plütscheid im Bereich Geweber Wald (siehe Abb. 1).  

Die bestehenden Sondergebiete für Windenergienutzung gemäß dem aktuell wirksamen Teil-

flächennutzungsplans aus dem Jahr 2016 bleiben vollumfänglich erhalten.  

Vom Kriterienkatalog („harte“ und „weiche“ Ausschlusskriterien), der der Ausweisung der der-

zeit geltenden Sondergebiete zugrunde liegt wird nicht abgewichen. Die neu auszuweisende 

Fläche im Geweberwald entspricht vollumfänglich dem Kriterienkatalog.  

Sie wurde im Zuge der Teilfortschreibung 2016 im Rahmen der Abwägung aus dem Verfahren 

genommen und nicht wegen Überlagerung bzw. Konflikten mit Ausschlusskriterien ausge-

schlossen.  

Maßgebliche Gründe für den damaligen Verzicht auf die Fläche waren: 

▪ Höhenbeschränkung durch das Niederschlagsradar 

▪ Nutzungsbeschränkungen durch das Drehfunkfeuer Nattenheim 

▪ Bedenken der UNB wegen weitgehend unbelastetem Waldgebiet, Wildtierkorridor, Le-

bensraum Schwarzstorch, teilweiser Unvereinbarkeit mit Naturpark Südeifel 

▪ Bedenken der Landesplanung wegen Überlagerung mit Vorranggebiet Grundwasser-

schutz und Vorranggebiet Forstwirtschaft sowie wegen angrenzendem Vorranggebiet 

Regionaler Biotopverbund 

Bei der Konfliktbewertung dieser Faktoren haben sich seit 2016 weitreichende Änderungen 

ergeben, so dass das Konfliktpotenzial gegenüber der Windenergienutzung heute als deutlich 

geringer einzustufen ist:  

▪ Drehfunkfeuer Nattenheim: außer Betrieb, keine Bedeutung mehr für die Windenergie-

nutzung 

▪ Niederschlagsradar Neuheilenbach: damals geltende Höhenbeschränkungen sind durch 

Vereinbarung mit dem Deutschen Wetterdienst aufgehoben 

▪ Waldgebiet ist weiterhin abgesehen von der Mülldeponie und der L12 als weitgehend 

unbelastet einzustufen; Lebensraum Schwarzstorch ist durch Neubewertung der Kollisi-

onsgefährdung weniger bedeutsam, es gilt aber weiterhin das Störungsverbot im Umfeld 

der Horste; Unvereinbarkeit mit der Schutzgebietsverordnung des Naturparks ist durch 

bundesgesetzliche Regelungen aufgehoben 

▪ Vorrangausweisung Forstwirtschaft steht nach Vorgaben der Landesregierung der Wind-

energienutzung nicht mehr entgegen.  

▪ Vorranggebiet Regionaler Biotopverbund liegt durch Berücksichtigung des Abstandspuf-

fers zur L12 mehr als 100 m entfernt und kann auch nicht vom Rotor überstrichen wer-

den. 

▪ Im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens können die möglichen Konflikte mit der 

Vorrangfunktion Grundwasserschutz ggf. ausgeräumt werden. 



Verbandsgemeinde Arzfeld: teilräumliche FNP-Fortschreibung Windenergie  
Städtebauliche Begründung mit integriertem Umweltbericht  

4 

▪ Der Konflikt mit dem Landschaftsbild im Talraum der Prüm kann durch eine Detailunter-

suchung und darauf aufbauend durch Verzicht auf einzelne Anlagen oder Verschieben 

von Anlagen ggf. gelöst werden. 

Die nach dieser Neubewertung verbleibenden Konflikte sind auf der Ebene der Einzelgeneh-

migung lösbar, so dass keine schwerwiegenden Planungshindernisse erkennbar sind. 

 

 

Die Abgrenzung der damaligen Ausschlussgebiete wurde auf ihre aktuelle Gültigkeit geprüft. 

Dabei wurde festgestellt, dass das im Plangebiet 2016 rechtskräftig ausgewiesene Wasser-

schutzgebiet (WSG) Oberweiler-Plütscheid ausgelaufen ist und die Schutzgebietsverordnung 

nicht verlängert wurde. Durch den Wegfall der Schutzzone II dieses WSGs vergrößert sich die 

südliche Teilfläche des Eignungsgebietes bzw. des geplanten Sondergebietes. Das WSG Hei-

lenbach-Ehlenz wurde in seinen Abgrenzungen verändert. Die beiden nordöstlichen Teilflä-

chen des geplanten Sondergebietes liegen nun in der neuen WSG-Zone IIIb, ihre Abgrenzun-

gen verändern sich dadurch nicht.  

Für eine Waldfläche im Erntezulassungsregister, die bisher von der Windenergienutzung aus-

geschlossen war, soll nach Angaben des Forstamtes Bitburg vom 19.03.2024 die Zulassung 

aufgehoben werden, da sie sich wegen Käferbefall in Auflösung befindet. Es bestehen daher 

von forstlicher Seite keine Bedenken, auf dieser Fläche WEA zu errichten. 

 



Verbandsgemeinde Arzfeld: teilräumliche FNP-Fortschreibung Windenergie  
Städtebauliche Begründung mit integriertem Umweltbericht  

5 

 
Abb. 1: Aktualisierte Restriktionsanalyse für den Bereich Plütscheid-Geweber Wald  

             (weiße Flächen = potenzielle Eignungsflächen für die Windenergienutzung) 
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Abb. 2: Lage und Ausdehnung des geplanten Sondergebietes Plütscheid-Geweber Wald  

 

Die Ausschlussflächen im Geweber Wald sind, angepasst an die aktuelle Situation, in Karte 1 im 

Anhang dargestellt (siehe auch Abb. 1) , die Abgrenzung des geplanten neuen Sondergebiets 

ist in Karte 2 im Anhang dargestellt (siehe auch Abb. 2). 

 

 

3 Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Lan-

desplanung 

3.1 Ergebnis der landesplanerischen Stellungnahme 2014 

Im Rahmen der FNP-Teilfortschreibung Windenergie 2016 wurde für das hier in Betrachtung 

stehende Gebiet im Geweber Wald eine landesplanerische Stellungnahme eingeholt (Kreis-

verwaltung Bitburg-Prüm, 12.08.2014).  

Darin wurden nachfolgende Feststellungen getroffen. 

Gemäß dem verbindlichen regionalen Raumordnungsplan 1985 (ROP) sind folgende landes-

planerische Belange durch die Ausweisung betroffen: 
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- Vorranggebiet für Erholung mit hervorragender Eignung für landschaftsbezogene Frei-

zeit und Erholung 

- teilweise Schwerpunktbereich der weiteren Fremdenverkehrsentwicklung 

- Naturpark Südeifel 

 

Gemäß dem Entwurf des regionalen Raumordnungsplans 2014 (ROPneu) sind folgende lan-

desplanerisch relevanten Belange durch die Ausweisung betroffen: 

- teilweise Vorranggebiet für den Grundwasserschutz 

- teilweise Vorranggebiet für die Forstwirtschaft 

- teilweise Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz 

- teilweise Vorbehaltsgebiet für die Forstwirtschaft 

- teilweise Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft 

- teilweise Vorbehaltsgebiet Erholung und Tourismus 

 

In der landesplanerischen Stellungnahme wurden folgende Forderungen und Hinweise formu-

liert: 

Die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Raumordnung kann nur erreicht werden, wenn 

für die Teilbereiche im geplanten Vorranggebiet für den Grundwasserschutz in Abstimmung 

mit der zuständigen Wasserbehörde fachlich nachgewiesen wird, dass die Belange des Grund-

wasserschutzes durch die Ausweisung des Sondergebietes für die Windenergienutzung nicht 

beeinträchtigt werden. 

Für die Vorranggebiete Forstwirtschaft ist die Vereinbarkeit der Sondergebietsausweisung mit 

G 163c LEP IV in der Begründung darzulegen. 

Es ist außerdem die Vereinbarkeit mit G162 ROPneu (Vorbehaltsgebiet Erholung und Touris-

mus: Erhaltung der landschaftlichen Eignung des Gebietes für die landschaftsbezogene Erho-

lung und den Tourismus) in der Begründung darzulegen. 

Im FNP-Verfahren ist außerdem zu prüfen, ob und wie weit die Belange des Natur- und Land-

schaftsschutzes in den an das Sondergebiet angrenzenden Vorranggebieten regionaler Bio-

topverbund zu berücksichtigen sind. 

Generell ist die Vereinbarkeit des Sondergebietes mit dem Schutzzweck des Naturparks „Südei-

fel“ zu prüfen. 

 

Fazit der landesplanerischen Stellungnahme 2014: 

„Bei Berücksichtigung der vorgenannten Punkte stehen diesem Planungsvorhaben ansonsten 

Erfordernisse der Raumordnung im Hinblick auf G 163c, Z 163d, Z 163e und G 163f LEP IV sowie 

Z 111, G 112, Z 148, Z 153, G 154 sowie G 162 und G 163 ROPneu/E nicht entgegen.“ 
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3.2 Änderungen in den Vorgaben der Landesplanung seit 2014 

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP) IV wurde 2017 (3. Änd.) und 2023 (4. Änd.) im Hinblick 

auf den Ausbau der erneuerbaren Energien fortgeschrieben. Diese Änderungen wurden in den 

Entwurf des regionalen Raumordnungsplans Trier ohne weitere räumliche oder sachliche Kon-

kretisierung übernommen.  

In Z 163 d der 3. Änd. des LEP IV (2017) wird u.a. ausgeführt, dass in Vorranggebieten für ande-

re Nutzungen oder in sonstigen Schutzgebieten mit Zielcharakter die Errichtung von Wind-

energieanlagen zulässig ist, wenn die Windenergienutzung mit dem Schutzzweck vereinbar ist. 

In der Begründung/Erläuterung zu Z 163 d ist formuliert, dass Vorrangausweisungen zuguns-

ten der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft und des Rohstoffabbaus der Windenergienutzung 

in der Regel nicht entgegenstehen. Hinsichtlich des Waldschutzes sind zusammenhängende 

Laubwaldbestände (mindestens 10 ha) mit einem Alter über 120 Jahre von der Windenergie-

nutzung ausgeschlossen. 

In Z163 h der 3. Änd. des LEP IV (2017) wurde festgelegt, dass der Mindestabstand von Wind-

energieanlagen zu reinen, allgemeinen und besonderen Wohngebieten, zu Dorf-, Misch- und 

Kerngebieten 1.000 m betragen muss, bei Gesamthöhen der WEA über 200 m ist ein Mindest-

abstand von 1.100 m einzuhalten.  

Dieser Mindestabstand wird in der rechtsgültigen FNP-Teilfortschreibung Windenergie der VG 

Arzfeld nicht eingehalten. Dort ist der Abstand zwischen der äußeren Grenze der in Z 163 h 

genannten Wohngebiete und den Sondergebieten für Windenergienutzung in Gemeinden 

ohne die besondere Funktion Wohnen und/oder Freizeit und Erholung mit 750 m festgelegt.  

In Z 163 h der 4. Änd. des LEP IV (2023) wurde der Mindestabstand von Windenergieanlagen zu 

Wohngebieten auf 900 m reduziert. In der Begründung/Erläuterung zu Z 163 h wird ausge-

führt, dass die Bemessung der Mindestsiedlungsabstände zu den Wohngebieten von der Mitte 

des Mastfußes der Windenergieanlage vorzunehmen ist, diese Mindestsiedlungsabstände aber 

nicht für die äußeren Grenzen einer Bauleitplanung für Windenergie zu den aufgeführten 

Wohngebieten gelten. Insofern steht die rechtsgültige Teilfortschreibung Windenergie 2016 

und die geplante Ausweisung des Sondergebietes Plütscheid-Geweber Wald mit einem Sied-

lungsabstand von 750 m nicht im Widerspruch zum LEP IV. Es muss aber im Rahmen der Ein-

zelgenehmigung der im LEP IV. 4. Änd. festgelegte Mindestabstand zwischen Wohngebieten 

und dem jeweiligen Mastfußmittelpunkt von 900 m nachgewiesen werden. 

 

Ein Zielabweichungsbescheid für das geplante Sondergebiet „Geweber Wald“ liegt nicht vor. 

Da nach wie vor die Ausschlusswirkung des geltenden ROP-Teilbereich Windenergie 2004 gilt, 

wurde für die Ausweisung des Sondergebietes ein Zielabweichungsverfahren beantragt. 

 

 

3.3 Ergebnis des Zielabweichungsverfahrens 
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Der Zielabweichungsbescheid liegt noch nicht vor. Von Seiten der Unteren Landesplanungs-

behörde wurde am 09.05.2025 mitgeteilt, dass eine interne Klärung mit der Oberen Landespla-

nungsbehörde erfolgt und die Voraussetzungen für die Zulassung der Zielabweichung gege-

ben sind. 
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4 Umweltbericht 

4.1 Gegenstand der Umweltprüfung 

Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes nach §§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und 1a BauGB ist 

im Aufstellungsverfahren der Entwurf des Bauleitplans einer Umweltprüfung zu unterziehen. 

Dabei sollen die erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht be-

schrieben und bewertet werden (§ 2 Abs.4 BauGB). Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der 

Abwägung zu berücksichtigen.  

 

Die Umweltprüfung orientiert sich methodisch an der Anlage 1 zum BauGB und umfasst die 

Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen der Planung 

auf 

- Menschen, einschließl. der menschlichen Gesundheit, 

- Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

- Boden und Fläche, 

- Wasser, 

- Luft/Klima, 

- Landschaft-, Ortsbild und landschaftsbezogene Erholung, 

- Kultur- und sonstige Sachgüter. 

 

Im Umweltbericht sollen die Folgen der Planung für die oben genannten Schutzgüter zusam-

menfassend dargestellt werden und Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Aus-

gleich nachteiliger Wirkungen aufgezeigt werden.  

 

4.2 Inhalt und Ziele der Planung 

Der nachfolgende Umweltbericht bezieht sich ausschließlich auf die in der FNP-

Teilfortschreibung 2023 geplante Änderung, nämlich die Ausweisung des zusätzlichen Son-

dergebietes im Geweber Wald auf der Gemarkung Plütscheid (siehe Abb. 2). 

 

Die Flächenabgrenzungen der Sondergebiete in der geltenden FNP-Teilfortschreibung 2016 

bleiben unverändert. 

 

4.3 Gesetzliche Grundlagen 

Die folgenden Fachgesetze, Pläne und Programme in besonderem Maße für die Umweltprü-
fung relevant: 

- BauGB, insbes. § 1(6), § 1a, § 2a, § 202 

- UVPG 

- BNatSchG, insbes. § 2(1), §§ 14, 15, 30, 44 u. 45 

- LNatSchG, insbes. §§ 6 – 9, 15, 17, 18 u. 22 

- BBodSchG, insbes. § 2(3) und BBodSchV 
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- LBodSchG 

- LWaldG 

- WHG, insbes. §1 

- LWG 

- BImSchG mit 4. BImSchV (TA Luft)  

- 16. BImSchV (TA Lärm) und Beiblatt 1 zur DIN 18005 

- DSchG 

- Flächennutzungsplan der VG Arzfeld – Teilfortschreibung Windenergie 2016 

- Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) (2008) und 3. Änd. 2017 und 4. Änd. 2023 

- Regionaler Raumordnungsplan Region Trier (ROP) (1985) 

- Regionaler Raumordnungsplan Region Trier Neuaufstellung (ROPneu) (Entwurf 2014) 

 

 

4.4 Bestand, Nutzungen, Umweltziele und betroffene Schutzgebiete 

Bestand und Nutzungen 

Nach den Angaben in der Landschaftsplan-Teilfortschreibung Windenergie 2016 stocken im 

geplanten Sondergebiet auf 69 ha Nadelwald (Fichtenwald 33,5 ha, Fichtenmischwald mit Na-

delhölzern 21,7 ha, Fichtenmischwald mit Laub- und Nadelhölzern 3,1 ha, Douglasienwald 10,7 

ha) und auf 6,7 ha Laubwald (Laubwald und Laubforst undifferenziert 0,7 ha, Buchenwald 2,4 

ha, Eichenwald 0,7 ha, Buchen-Eichenwald 2,9 ha). Aufforstungen nehmen 3,0 ha ein und Ge-

büsche mittlerer Standorte 0,9 ha. Im Randgebiet im Norden des geplanten Sondergebietes 

liegen 1,2 ha landwirtschaftliche Nutzfläche, die aktuell als Zwischenlager für Erdaushub ge-

nutzt werden. 

Eine hohe Schutzbedürftigkeit wird von den oben genannten Biotoptypen dem Buchenwald 

(AA0), dem Buchen-Eichenwald (AB1) und dem Eichenwald (AB0), also insgesamt 6 ha zuge-

ordnet. Den übrigen Waldflächen wird lediglich eine geringe Schutzbedürftigkeit attestiert, 

dem Gebüsch mittlerer Standorte eine mäßige Schutzbedürftigkeit. 
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Abb. 3: Biotoptypen im geplanten Sondergebiet nach Landschaftsplan-Teilfortschreibung 2016; die hellgrünen 

Flächen stellen die hochwertigen Laubwälder dar 

 

Umweltziele aus übergeordneten Planungen 

Das Plangebiet liegt gem. dem Landesentwicklungsprogramm (LEP IV, 2008) innerhalb eines 

landesweit bedeutsamen Bereiches für Forstwirtschaft, eine Teilfläche im Süden überlagert 

einen landesweit bedeutsamen Bereich für den Grundwasserschutz. Inwieweit randlich auch 

ein landesweit bedeutsamer Bereich für Erholung und Tourismus betroffen ist, lässt sich wegen 

der groben räumlichen Auflösung der Karte des LEP IV nicht mit Bestimmtheit feststellen. 

Gemäß dem aktuell rechtsgültigen regionalen Raumordnungsplan Trier (1985) liegen die west-

lichen Teile des Plangebiets überwiegend in einem Vorranggebiet für Erholung mit hervorra-

gender Eignung für landschaftsbezogene Freizeit und Erholung sowie in einem Schwerpunkt-

bereich der weiteren Fremdenverkehrsentwicklung. Diese Gebiete sind aufgrund ihrer land-

schaftlichen Schönheit und klimatischen Gunst für die Erholung besonders geeignet. Bei allen 

raumbedeutsamen Maßnahmen ist darauf zu achten, dass Naturhaushalt und Landschaftsbild 

als natürliche Eignungsgrundlagen dieser Gebiete erhalten bleiben bzw. nach Möglichkeit ver-
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bessert werden. Die beiden Teilflächen westlich der L112 befinden sich im Naturpark Südeifel. 

Des Weiteren liegt eine Teilfläche teilweise in einem geplanten Wasserschutzgebiet. 

Nach dem Entwurf des ROPneu (2014) sind folgende Vorrang- und Vorbehaltsgebiete durch 

die Planung betroffen: 

- Vorranggebiet Forstwirtschaft 

- Vorbehaltsgebiet Forstwirtschaft 

- Vorranggebiet Grundwasserschutz 

- Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz 

- Vorbehaltsgebiet Erholung und Tourismus 

 

Im Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Arzfeld (2002) ist für die betroffenen Waldflä-

chen eine (starke) Erhöhung des Laubholzanteils vorgesehen und für die landwirtschaftliche 

Nutzfläche ein Mindestanteil von 3 - 5 % nutzungsverträglicher naturnaher Elemente.  

 

Schutzgebiete 

Die Planflächen westlich der L112 liegen innerhalb des Naturparks Südeifel, aber außerhalb der 

Kernzonen des Naturparks. 

Die beiden östlichen Teilflächen liegen in der Zone III B des Wasserschutzgebietes Heilenbach-

Ehlenz „Schäfersmühle“. Die Rechtsverordnung ist abgelaufen – es liegt ein Entwurf der Neu-

abgrenzung vor. 

 

 

4.5 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Flächenbezogene Prognose 

Die Zusammensetzung der Waldbestände wird sich entsprechend dem fortschreitenden Kli-

mawandel und den Anpassungsmaßnahmen der Waldeigentümer verändern. Es ist davon aus-

zugehen, dass die Nadelwaldbestände zugunsten von Laubmischbeständen abnehmen wer-

den. In einer Übergangsphase werden vermehrt Kalamitätsflächen, Schlagfluren und Sukzessi-

onsstadien auftreten. 

Technische Baumaßnahmen im Waldbereich sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu 

erwarten. 

 

Planungsrechtliche Prognose 

Nach Maßgabe des Windflächenbedarfsgesetzes wird zum 31.12.2027 die Ausschlusswirkung 

des bestehenden Flächennutzungsplans für Windenergieanlagen außerhalb der Sondergebie-

te entfallen. Falls bis dahin die VG nicht die für die Erfüllung des Flächenbeitragswertes not-

wendigen zusätzlichen Sondergebiete ausweist, greift die Privilegierung von Windenergiean-

lagen gem. § 35 Abs. 1 BauGB. Ohne die Fortschreibung des Flächennutzungsplans – Teilbe-

reich Windenergie wäre dann eine städtebauliche Steuerung und Berücksichtigung von Um-
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weltvorsorgeaspekten nur noch eingeschränkt möglich. Es entstünde das Risiko, dass viele Ein-

zelstandorte, eine insgesamt größere Anzahl von WEA und vor allem konfliktträchtigere Stand-

orte (z.B. durch geringere Siedlungsabstände, in der Nähe touristischer Schwerpunkteinrich-

tungen oder in ökologisch sensiblen Bereichen) bebaut werden würden.   

 

Allgemeine Angaben zu den Wirkungen der Planung auf die Umweltschutzgüter 

Folgende Wirkungen von Windenergieanlagen können zu Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft sowie des Menschen führen: 

 

a) Baubedingte Wirkungen 

- Zeitlich und räumlich begrenzter Baumaschineneinsatz mit Lärm- und Schadstoffemis-

sionen 

- Bodenumschichtung für Kabelverlegung (Graben) zum nächstgelegenen Anschluss  

- Bodenverdichtung beim Aufstellen der Anlagen 

- Temporäre Bodenversiegelung für die Aufstellung der Anlagen und Zufahrten 

- Erhöhter Oberflächenabfluss und verringerte Grundwasserneubildung 

- Mögliche Beanspruchung von wertvollen Biotopen und/oder Habitaten/Lebensräumen 

geschützter Arten 

- Rodung von Waldflächen 

 

b) Anlagebedingte Wirkungen 

- Wahrnehmbarkeit von Windenergieanlagen in der Landschaft 

- Bodenverlust durch Fundamente 

- Teilweiser Bodenverlust durch Befestigung von Kranstellplätzen 

- Anlage bzw. Ausbau von Zuwegungen zu Anlagenstandorten 

 

c) Betriebsbedingte Wirkungen 

- Geräuschemissionen 

- Schattenwurf 

- Bewegungsunruhe der Rotoren 

- Eisabfall/Eiswurf 

- Scheuchwirkung und Kollisionsrisiken für windkraftsensible Arten (Vögel/  

Fledermäuse) 

- Fahrzeugverkehr durch gelegentliche Wartungsarbeiten 

 

 

Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Die nächstgelegenen Wohnhäuser befinden sich in einer Entfernung von ca. 500 m. Es 

handelt sich dabei um Außenbereichssiedlungen. Die nächstgelegenen Ortslagen sind 

Plütscheid in einer Entfernung von ca. 750 m und Oberweiler und Mauel in einer Entfer-
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nung von etwa 1.000 m. Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse vor allem im Hinblick 

auf den Lärmschutz zu gewährleisten wurden diese Mindestabstände festgesetzt.  

Mit der 4. Änd. des LEP IV wurde von Seiten des Landes festgelegt, dass zwischen der äuße-

ren Grenze eines Wohngebietes im Innenbereich und dem Mastfußmittelpunkt einer WEA 

ein Mindestabstand von 900 m eingehalten werden muss. Das bedeutet, dass die konkre-

ten Anlagenstandorte in Richtung der Ortslagen nicht am Rand des geplanten Sonderge-

bietes platziert werden können, sondern entsprechend weit in das Sondergebiet hineinge-

schoben werden müssen, damit der Immissionsschutz für Wohngebiete gewährleistet 

bleibt. Hinsichtlich der Wohngebäude im Außenbereich sind entsprechend den Vorgaben 

der TA Lärm bei der konkreten Standortwahl unter Berücksichtigung der Schallemissionen 

aller Anlagen die Entfernungen so festzulegen, dass die Lärmgrenzwerte eingehalten wer-

den oder die Anlagen gedrosselt laufen. 

 

- Auswirkungen der Planung 

Lärm, Infraschall, Schattenwurf, Eisabfall und optische Bedrängung durch hochaufragende 

Anlagen in geringer Entfernung zur Wohnbebauung können sich auf den Menschen und 

seine Gesundheit auswirken. 

Im vorliegenden Fall werden durch die gewählten Mindestabstände zur Wohnbebauung 

für einzelne WEA die Grenzwerte nach TA Lärm für allgemeine Wohngebiete eingehalten. 

Die tatsächlichen Schallimmissionen in den betroffenen Ortslagen und an den Wohnge-

bäuden im Außenbereich können erst rechnerisch ermittelt werden, wenn die genauen 

Anlagenstandorte und die jeweiligen Anlagentypen feststehen.  

Durch die Lage zukünftiger WEA im Süden der Ortslage von Plütscheid und im Osten von 

Mauel ist mit zeitweisem Schattenwurf zu rechnen. Da Plütscheid durch seine Muldenlage 

topografisch abgeschirmt ist, ist hier nicht mit einer besonderen Betroffenheit zu rechnen. 

Eisabfall von den hochaufragenden Teilen einer WEA bei entsprechenden winterlichen 

Wetterlagen kann zu einer Gefährdung von Spaziergängern, Waldarbeitern, Jägern oder 

anderen im Wald sich aufhaltenden Personen führen. 

Eine optisch bedrängende Wirkung ist bei Abständen von mehr als dem 2-fachen der An-

lagenhöhe zwischen der Wohnbebauung und der Anlage auszuschließen. Bei einer Anla-

genhöhe von250 m entspricht der Mindestabstand von 500 m diesem Mindestabstand. Da 

die betroffenen Wohnhäuser zudem durch Gehölze oder Wirtschaftsgebäude zumindest 

teilweise abgeschirmt sind, ist nicht von einer Beeinträchtigung auszugehen. 

 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Im Rahmen der Einzelgenehmigungsplanung sind Detailuntersuchungen hinsichtlich 

Schattenwurf und Schallimmissionen durchzuführen. 

o Ggf. zeitweise nächtliche Drosselung der WEA zur Reduzierung der Lärmemissi-

onen 

o Ggf. zeitweise Abschaltung zur Reduzierung des Schattenwurfs auf Mauel 
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o Gehölzpflanzungen mit Kulissenwirkung an besonders betroffenen Ortsrändern 

o Technische Vorkehrungen an den Anlagen zur Vermeidung von Eisbildung 

und/oder Eisabfall 

o Nachtbefeuerung für alle Anlagen (auch der in benachbarten Windparks) syn-

chronisieren und dynamisch an die jeweiligen Lichtverhältnisse anpassen; Ab-

strahlrichtung der Leuchten auf die für die Luftfahrt wichtigen Bereiche be-

schränken; bedarfsabhängig steuern 

 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Aktuelle Angaben zum Vorkommen windkraftsensibler Arten für den Planungsraum lie-

gen nicht vor. Es ist vom Vorkommen typischer Waldarten auszugehen, z.B. waldbe-

wohnende Fledermäuse und die Wildkatze.  

Im „Fachbeitrag Artenschutz für die Planung von Windenergiegebieten in Rheinland-

Pfalz“ (LfU 2023) wird für die Teilfläche D (siehe Abb. 2) stellenweise ein sehr hohes Ha-

bitatpotenzial für die Mopsfledermaus aufgezeigt. Für alle Teilflächen werden mehr 

oder weniger ausgedehnt sehr hohe Habitatpotenziale für Braunes Langohr und Bech-

steinfledermaus dargestellt. 

Im Übergangsbereich vom Offenland zum Wald ist mit Überflügen von Rotmilanen zu 

rechnen. 

Vogelrastplätze spielen wegen der weitgehenden Bewaldung des Eignungsgebietes 

keine Rolle. 

Hinsichtlich des Vogelzuges liegen keine Erkenntnisse vor, ob es sich hier um einen 

Zugverdichtungsbereich handelt oder eher ein unproblematischer Breitfrontzug vor-

herrscht.  

Potenzial stellen die Waldgebiete einen Lebensraum für die Wildkatze dar, insbesonde-

re die strukturreicheren Laubwaldbestände kommen dafür in Frage. Ob eine Nutzung 

als Fortpflanzungsstätte, als Ruhestätte oder lediglich als Streifgebiet erfolgt ist unklar.  

 

In der Teilfortschreibung Windenergie des Landschaftsplans der VG Arzfeld (2016) wur-

de dem Planungsraum unterschiedliche artenschutzfachliche Empfindlichkeiten zuge-

ordnet. 

Der größte Teil des geplanten Sondergebietes befindet sich in Bereichen mit einer mä-

ßigen Empfindlichkeit, Teilflächen liegen auch in Bereichen mit hoher Empfindlichkeit 

und mit geringer Empfindlichkeit (siehe Abb. 4). 

 

Von den auftretenden Biotoptypen weisen der Buchenwald (AA0), der Buchen-

Eichenwald (AB1) und der Eichenwald (AB0), insgesamt 6 ha, eine hohe Schutzbedürf-

tigkeit auf (siehe auch Abb. 3). Die übrigen Waldflächen sind lediglich gering schutzbe-

dürftig. 
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Im Biotopverbund spielt das Plangebiet nach Angaben in der Teilfortschreibung des 

Landschaftsplans (2016) keine besondere Rolle. Es werden keine besonderen Entwick-

lungsziele aufgezeigt, sondern es ist lediglich von sonstigen Wald- und Gehölzflächen 

außerhalb des Biotopverbunds die Rede. 

Das spiegelt sich auch in der Entwicklungskonzeption der Landschaftsplans-

Teilfortschreibung wieder. Sie zeigt für den Bereich des geplanten Sondergebietes kei-

ne besonderen Entwicklungsziele auf. 

 

  
Abb. 4: Artenschutzfachliche Empfindlichkeit gegenüber Windenergienutzung gem. Karte 9 der Land-

schaftsplan-Teilfortschreibung 2016 

 

- Auswirkungen der Planung 

Rotmilan 

Bei Überflügen über das Waldgebiet kann eine Kollisionsgefährdung nicht ausgeschlos-

sen werden. 

 

Fledermäuse 

Das Konfliktrisiko ergibt sich einerseits durch direkte Kollisionsgefährdung und anderer-

seits durch Verluste von Quartieren und Jagdhabitaten. Das Risiko von Quartierverlus-

ten besteht grundsätzlich für alle Arten, die vornehmlich Bäume als Quartiere nutzen. 

Da im Eignungsgebiet Gehölze vorkommen, die potenziell als Quartiere für Fledermäu-
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se in Frage kommen, ist dieses Risiko als hoch anzusetzen. Durch entsprechende Maß-

nahmen kann die Gefährdung aber vermieden bzw. minimiert werden, ggf. können 

auch Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden.  

Anders stellt sich die Situation für hochfliegende und ziehende Arten dar, die verstärkt 

einem Kollisionsrisiko ausgesetzt sind.  

Für das Eignungsgebiet liegen bislang nur die Angaben aus dem Fachbeitrag Arten-

schutz (LfU 2023) zu Waldflächen mit sehr hohem Habitatpotenzial für Mopsfledermaus, 

Braunes Langohr und Bechsteinfledermaus vor, aber keine Angaben zu tatsächlich vor-

kommenden Arten vor. Durch ein Höhenmonitoring ggf. kombiniert mit Abschaltalgo-

rithmen kann das Risiko minimiert werden.  

 

Wildkatze 

Während der Bauphase sind Störungen durch Rodungs- und Bauarbeiten sowohl im Be-

reich der Zuwegungen als auch am WEA-Standort selbst möglich. Ggf. können Ruhe-

stätten zerstört werden. Anlage- und betriebsbedingt beschränken sich die Störungen 

auf Lärm- und Bewegungsunruhe auf den Zuwegungen und im Umfeld der Anlagen 

durch Wartungsarbeiten oder Wegebenutzung durch Personal, Besucher, Erholungssu-

chende etc.. 

 

Schutzwürdige Biotope und Biotopverbund 

Bei den genannten schutzwürdigen Waldtypen besteht die Gefahr der Beeinträchti-

gung oder Zerstörung durch Rodungsarbeiten. 

Die untergeordnete Funktion im Biotopverbund kann ggf. durch die Zerschneidungs-

wirkung von Zuwegungen und Lager- und Kranstellflächen sowie durch die Scheuch- 

und Barrierewirkung von WEA auf bestimmte Arten beeinträchtigt werden. Da die Ab-

stände zwischen den WEA in der Regel mehrere 100 m betragen und die Zuwegungen 

nach der Bauphase nur noch sporadisch genutzt werden, ist das Konfliktpotenzial als 

gering einzustufen. 

 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Bei Anwendung von § 6 WindBG wird wegen fehlender Datengrundlagen empfohlen: 

o Habitatpotenzialanalyse oder auch Raumnutzungsanalyse für den Rotmilan im 

Rahmen der Einzelgenehmigung; ggf. Lenkungsmaßnahmen oder Antikollisi-

onssystem 

o Erhaltung von potenziellen Quartierbäumen für Fledermäuse / Erhalt von Alt-

holzbeständen als Lebensraum für Fledermausarten  

o Untersuchungen zum Vorkommen hochfliegender Fledermausarten 

o Gondel- bzw. Höhenmonitoring, ggf. in Verbindung mit Abschaltalgorithmus 

o Freihalten von potenziellen Ruhestätten der Wildkatze und ggf. Anlage von 

Geheckplätzen 
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o Erhaltung der wertvollen Laubwaldbestände 

o Erhöhung des Laubholzanteils in den monotonen Nadelwaldbeständen 

 

 

Schutzgut Boden und Fläche 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Im Plangebiet dominieren Regosole aus flachem lössarmen Gruslehm über Schutt aus 

Schiefer oder Sandstein. Örtlich treten auch Ranker auf. In den Bachtälern und Quell-

mulden treten Gleye und Quellengleye mit Übergängen zu Pseudogleyen auf. 

Es handelt sich überwiegend um Standorte mit mittlerem Wasserspeichervermögen 

und mit ungünstigen bis mittleren natürlichen Basenhaushalt. 

Bei Entwaldung sind die Böden in den steileren Hanglagen stark erosionsgefährdet. 

Besonders schutzwürdige Böden (Gleye und Quellengleye) treten nur kleinflächig in 

Quellmulden und sonstigen vernässten Bereichen auf. 

 

- Auswirkungen der Planung 

Bei der Errichtung von WEA wird der Fundamentbereich (ca. 500 bis 600 m² je Anlage) 

vollständig und dauerhaft versiegelt. Alle Bodenfunktionen gehen verloren. Die 

Kranaufstellflächen, Materiallager und Zuwegungen werden in der Regel verdichtet und 

geschottert, so dass ein Teil der Bodenfunktionen zeitweise beeinträchtigt oder ganz 

verloren gehen. Nach der Bauphase wird ein Teil der beanspruchten Flächen wieder re-

kultiviert. In der Regel verbleiben neben dem befestigten Fundament etwa 3.000 bis 

5.000 m² Boden als Schotterflächen dauerhaft beeinträchtigt.  

Innerhalb des Waldes ist mit Rodungsflächen von 0,6 bis 1 ha zu rechnen, von denen 

nach der Bauphase etwa ein Drittel bis zur Hälfte wieder aufgeforstet werden können.  

Die Hangneigung wirkt sich stark auf die Größe der beanspruchten Fläche aus, weil in 

der Bauphase große ebene Lager- und Kranstellflächen benötigt werden. Im stärker ge-

neigten Gelände (15–20 % Hangneigung) ist davon auszugehen, dass die durch die Ein-

ebnung entstehenden Böschungsflächen die für die WEA benötigte Gesamtfläche um 

bis zu 40 % erhöhen können. Im Wald bedeutet dies auch eine entsprechend größere 

Rodungsfläche mit starker Erosionsgefährdung bei anfangs fehlendem Bodenbewuchs. 

Bodenverluste oder zumindest Beeinträchtigungen von Bodenfunktionen entstehen 

auch durch den Bau der Zuwegungen und der Kabeltrassen soweit keine vorhandenen 

Wege genutzt werden können oder diese verbreitert und befestigt werden müssen. 

Insbesondere bei steileren und damit oft kurvenreichen Zufahrten sind für die Schwer-

transporte große Kurvenradien mit hohem Platzbedarf erforderlich. Im Wald vergrößern 

sich dadurch auch notwendige Rodungsflächen. Neben der Beeinträchtigung von Bo-

denfunktionen besteht auch hier eine erhöhte Erosionsgefährdung an unbewachsenen 

Böschungsflächen entlang der Wege sowie durch die Konzentrationswirkung der Wege 

und Fahrspuren für den Oberflächenabfluss. 
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Bei einer Gesamtfläche von 81 ha können im Sondergebiet insgesamt ca. 10 WEA errich-

tet werden. Es wird somit unter der Annahme, dass je WEA ca. 1 ha beansprucht wird 

auf ca. 12% der Fläche des Sondergebietes eingegriffen werden. Die Bodenversiegelung 

selbst wird etwa 0,7% der geplanten Sondergebietsfläche betragen.  

Die wegemäßige Erschließung ist durch die L12 und durch vorhandene Wirtschaftswe-

ge gegeben. Letztere müssen für Schwertransporte teilweise ausgebaut werden. Ein-

griffe konzentrieren sich also im Wesentlichen auf Wegeverbreiterungen und kurze 

Stichwege zu den Anlagenstandorten. 

 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

o Seltene Böden der Nassbereiche sind vor jeglichem Eingriff zu schützen. 

o Hänge mit mehr als 20% Neigung sollten von baulichen Maßnahmen frei gehal-

ten werden. 

o Es ist möglichst das vorhandene Wegenetz zu nutzen. 

o Neu entstehende Böschungsflächen sollten schnellstmöglich wiederbegrünt 

werden, ggf. sind ergänzend technische Erosionsschutzmaßnahmen (z.B. Folien-

abdeckung) erforderlich. 

o Kabeltrassen sollten möglichst in die Wege integriert werden. 

o Während der Bauphase sind die Baufelder durch Bauzäune oder zumindest Flat-

terbänder abzugrenzen, um das Befahren umliegender Flächen mit schweren 

Fahrzeugen zu vermeiden. 

o Rodungsarbeiten und Erdarbeiten sollten möglichst nur in Zeiten durchgeführt 

werden, in denen die Böden trocken oder gefroren sind, um irreversible Verdich-

tungsschäden zu vermeiden. 

o Der Oberboden ist getrennt abzutragen und zu lagern und später auf den Rekul-

tivierungsflächen wieder aufzutragen. 

o Der Unterboden sollte schonend wieder eingebaut werden (keine lagenweise 

Verdichtung), um Stauwasserbildung und Vernässung zu vermeiden. 

o Ausgleichsmaßnahmen können in Form von Entfichtungen entlang der Quellbä-

che und allgemein durch Erhöhung des Laubwaldanteils auf Feuchtstandorten 

und in versauerungsgefährdeten Gebieten durchgeführt werden.  

 

 

Schutzgut Wasser 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Oberflächengewässer 

Evtl. Quellbereiche von Seitenbächen des Ehlenzbaches; Angaben über deren ökologi-

schen Zustand liegen nicht vor. 
 

Grundwasser 
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Es handelt sich um einen silikatischen Kluftgrundwasserleiter (devonische Schiefer und 

quarzitischer Sandstein), im südlichen Teil auch um einen silikatischen Po-

ren/Kluftgrundwasserleiter (Buntsandstein). Die Durchlässigkeit der devonischen 

Schichten ist gering bis äußerst gering bei mittlerer Schutzwirkung der Deckschichten. 

Die Durchlässigkeit der mesozoischen Sandsteine ist mäßig bis gering bei ungünstiger 

Schutzwirkung der Deckschichten. 

Die beiden Teilflächen des Sondergebietes östlich des Ehlenzbaches liegen in der Zone 

III B des Wasserschutzgebietes Heilenbach-Ehlenz „Schäfersmühle“ (im Entwurf). 

 

- Auswirkungen der Planung 

Potenziell besteht während der Bauphase und der Betriebsphase bei Havarien die Ge-

fahr der Verunreinigung durch austretende Schadstoffen, insbesondere von Hydraulik- 

und Getriebeölen sowie Treibstoffen. 

Durch die Anlage von Wegen oder Kabeltrassen kann es zur Entwässerung von Feucht-

bereichen, zur Umleitung von oberflächennahen Hang- und Grundwasser oder zu un-

erwünschter Abflusskonzentration kommen. 

Bei Starkregen kann sich auf den befestigten Flächen und Böschungen ein erhöhter 

Oberflächenabfluss bilden, der bei konzentrierter Ableitung zu einer unnatürlich hohen 

hydraulischen Belastung und damit zu Ausspülungen und Sohlenerosion in die das 

Wasser aufnehmende (Quell-) Bäche führen kann. 

Im laufenden Betrieb von WEA kann es in sehr seltenen Fällen zum Umkippen der Anla-

ge und damit ggf. zum Eintrag von wassergefährdenden Stoffen in das WSG kommen. 

 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

o Beachtung aller Vorgaben der Wasserschutzgebietsverordnung 

o Keine punktuelle Einleitung von Oberflächenabfluss von den Lager- und Stellflä-

chen sowie deren Böschungen in Quellbäche 

o Anlage von Retentionsmulden zur Oberflächenwasserrückhaltung 

o Seitliche breitflächige Ableitung und Versickerung der Wegeentwässerung  

o Beachtung aller Vorschriften zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

o Freihalten aller Quellbereiche von baulichen Eingriffen (falls betroffen) 

o Ggf. Verbesserung der Gewässerstrukturgüte des Ehlenzbaches 

o Ggf. Entwicklung standorttypischer Gehölzsäume entlang von Quellbächen 

 

 

Schutzgut Klima und Luft 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Das geplante Sondergebiet befindet sich in einem bioklimatisch und lufthygienisch un-

belasteten Raum und hat keine bedeutenden lokalklimatischen Funktionen für nahege-

legene klimaökologisch belastete Siedlungsräume. 
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- Auswirkungen der Planung 

Durch die Errichtung von Windenergieanlagen wird klimaneutral elektrische Energie er-

zeugt, die andernorts zu einer Reduktion des CO2-Ausstosses führen kann. Damit ergibt 

sich insgesamt eine positive Wirkung auf das Schutzgut Klima. 

Im Wald können in den Rodungsinseln für die Errichtung von WEA räumlich begrenzte 

Änderungen des Lokalklimas auftreten. 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Durch die Möglichkeit zur Errichtung von neuen WEA kann es zwar lokalklimatisch in 

Wäldern zu kleinräumigen negativen Effekten kommen, großräumig gesehen aber tra-

gen diese WEA zu einer Minderung des CO2-Ausstoßes und damit zum Klimaschutz bei, 

weil dadurch an anderer Stelle der Verbrauch von fossilen Energieträgern reduziert 

wird. 

Spezielle Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich erheblicher Be-

einträchtigungen sind nicht erforderlich. 

 

 

Schutzgut Landschaftsbild und Erholung 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Das geplante Sondergebiet befindet sich naturräumlich am Übergangsbereich vom 

Neidenbacher Sandsteinplateau zum Mittleren Prümtal. Die einzelnen Teilflächen liegen 

jeweils auf bewaldeten Höhenrücken, die durch das Tal des Ehlenzbaches und des Tau-

fenbaches, einem Zufluss der Prüm voneinander getrennt sind. Nach Süden und nach 

Norden schließen sich Offenlandbereiche mit landwirtschaftlicher Nutzung an.  

In der Landschaftsplan-Teilfortschreibung Windenergie wird dem Ehlenztal eine mäßige 

bis hohe Erlebnisqualtität, dem Prümtal mit seinen steilen Hängen eine überwiegend 

hohe Erlebnisqualität zugeordnet. Die bewaldeten Höhenrücken dazwischen weisen 

überwiegend nur eine geringe Erlebnisqualität auf. Das geplante Sondergebiet liegt 

entlang der L12 vorwiegend in Bereichen mit mäßiger Erlebnisqualität, ansonsten in Be-

reichen mit geringer Erlebnisqualität. 

In der Karte der Empfindlichkeit des Landschaftsbildes gegenüber Windenergienutzung 

(siehe Abb. 5) wird für den Bereich westlich der Deponie empfohlen, keine WEA zu er-

richten, um das landschaftsbildprägende Prümtal mit seinen Randhöhen unbeeinträch-

tigt zu erhalten. Den übrigen Teilen des Plangebiets wird eine geringe bis hohe Emp-

findlichkeit gegenüber WEA zugemessen, wobei sich die hohen Empfindlichkeiten ent-

lang der L12 konzentrieren. Hierbei handelt es sich vor allem um Flächen mit geringer 

Empfindlichkeit im Nahbereich, aber hoher Einsehbarkeit im Fernbereich. 

Hinsichtlich der Erholungsfunktion ist festzustellen, dass das Gebiet aktuell eine mäßige 

Bedeutung hat. Besondere Erholungseinrichtungen bestehen in Form von drei Quali-

tätswanderwegen des Naturparks Südeifel, im Ehlenzbachtal verläuft außerdem der 

Prümtal-Radweg. 
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Vorbelastungen bestehen durch die stillgelegte Mülldeponie Plütscheid und die Lan-

desstraße L12, die das Waldgebiet von Norden nach Süden durchzieht. 

Jeweils in etwa 1,5 km Entfernung nach Südosten und nach Nordosten bestehen bereits 

Windparks, deren Anlagen aber deutlich niedriger sind als heute übliche Anlagen. 

  
Abb. 5: Empfindlichkeit des Landschaftsbildes gegenüber WEA gem. Karte 7 der Landschaftsplan-

Teilfortschreibung 2016 

 

- Auswirkungen der Planung 

Bei einer Gesamthöhe von bis zu 250 m sind heutige Windenergieanlagen weithin 

sichtbar. Zusammen mit der Drehbewegung des Rotors treten sie generell dominant in 

Erscheinung und haben erhebliche Auswirkungen auf das wahrgenommene Land-

schaftsbild. Durch ihre große Fernwirkung bei Witterungsverhältnissen mit guter Fern-

sicht beeinflussen sie den Erlebniswert großer Landschaftsräume. Auch bei weniger 

günstigen Sichtverhältnissen werden sie noch in größerer Entfernung deutlich wahrge-

nommen. 

Im Nahbereich sind WEA im Wald durch die abschirmende Wirkung der Bäume visuell 

weit weniger wahrnehmbar. Schon in relativ geringer Entfernung sind aus der Perspek-

tive des Wanderers die Anlagen nicht mehr dominant und auch das Rauschen der Bäu-
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me im Wind übertönt oft das Maschinengeräusch. Im Offenland hingegen wird der 

Landschaftseindruck im Nahbereich durch die hochaufragenden und sich bewegenden 

Anlagen vollständig überprägt und auch die Geräuschemissionen lassen die natürlichen 

Geräusche (Grillenzirpen, Vogelgezwitscher, Bachrauschen) in sonst unbelasteten Berei-

chen in den Hintergrund treten. 

Die nächtliche Befeuerung zum Zwecke der Flugsicherung kann ein erhebliches Störpo-

tenzial entfalten. 

Konkret besteht die Gefahr, dass die Landschaftswahrnehmung insbesondere vom 

Prümtal und seinen Randhöhen aus sowie vom Ehlenztal aus deutlich verändert wird 

und die Landschaft als technische überprägt erscheint. 

In Verbindung mit dem geplanten Windpark östlich angrenzend auf dem Gebiet der VG 

Bitburger Land können Summationseffekte auftreten. 

Die Wanderwege und der Prümtal-Radweg werden ggf. durch Lärmimmissionen betrof-

fen sein. Soweit die Wege innerhalb des Waldes verlaufen, sind sie in der Regel durch 

wegebegleitende Bäume und Gehölze soweit abgeschirmt, dass Sichtbeziehungen nur 

eine untergeordnete Rolle spielen. Lediglich von Wegeabschnitten, die die Eignungsflä-

che queren oder unmittelbar tangieren, wird an den Rodungsflächen der WEA direkter 

Sichtkontakt entstehen. 

 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind generell unvermeidbar. Nur mit einem 

generellen Verzicht auf die Ausweisung des Sondergebietes könnte diese Beeinträchti-

gung vermieden werden. 

Die Belastung des Prümtales kann durch eine Platzierung der WEA möglichst im östli-

chen Bereich nahe der ehemaligen Deponie verringert werden oder ggf. durch voll-

ständigen Verzicht auf diese westliche Teilfläche des Sondergebietes. 

Unvermeidbare Beeinträchtigungen können im Rahmen der Einzelgenehmigungspla-

nung durch Ersatzzahlungen gem. Landeskompensationsverordnung und durch ergän-

zende Maßnahmen wie Ortsrandbegrünung, Pflanzung von Baumreihen in strukturar-

men Landschaft und Aufwertung monotoner Nadelforsten durch Entwicklung naturna-

her Wälder ausgeglichen werden. 

 

 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

- Zustand, Bewertung, Schutzbedürftigkeit 

Archäologische Fundstellen, Bau-/Kulturdenkmäler, bauliche Elemente der Kulturland-

schaft und historische Nutzungsrelikte (Niederwald, Ackerterrassen und Weinbergs-

mauern) sind -abgesehen von einem im Landschaftsplan (2001) am Südrand des Son-

dergebietes dargestellten Bodendenkmals- nicht bekannt. Landschafts- oder umge-

bungsprägende Elemente der Kulturlandschaft wie Burgen, Schlösser, Kirchen, Kapellen 
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und Befestigungsanlagen des Westwalls sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht 

betroffen. 

 

- Auswirkungen der Planung 

Evtl. auftretende Fundstellen können durch Baumaßnahmen beschädigt oder zerstört 

werden. Sichtachsen zu oder zwischen markanten Kulturdenkmälern können technisch 

überprägt und Sichtbeziehungen unterbrochen werden. 

- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

In der Regel können Beeinträchtigungen dieser Kultur- und Sachgüter durch eine ange-

passte Standortwahl gering gehalten werden. 

Bei unvermeidbaren Bodeneingriffen im Bereich archäologischer Fundstellen können 

durch frühzeitige Prospektion und ggf. Ausgrabungen die Funde gesichert werden. 

Im Einzelgenehmigungsverfahren ist ggf. zu klären, inwieweit durch WEA bedeutende 

Sichtachsen zwischen landschaftsbildprägenden Kulturdenkmälern und Aussichtspunk-

ten betroffen sein können und mit welchen Maßnahmen (z.B. Verzicht auf einzelne 

Standorte oder Standortverschiebung) Beeinträchtigungen vermieden werden können. 

 

Wechselwirkung 

Durch die FNP-Teilfortschreibung Windenergie 2023 sind keine negativen Auswirkungen hin-

sichtlich Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern zu erwarten. Eine abschließende Prü-

fung ist bei Kenntnis der konkreten Anlagenstandorte im Einzelgenehmigungsverfahren 

durchzuführen. 

Da der Ausbau der Windenergienutzung zum Klimaschutz beiträgt, ist grundsätzlich auch mit 

positiven Wechselwirkungen zu rechnen. 

 

 

4.6 Natura 2000 – Gebiete / FFH-Verträglichkeit 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich ca. 5,5 km östlich des geplanten Son-

dergebietes (FFH-7000-051 „Wälder bei Kyllburg“).  

Zielarten sind die Fledermausarten Bechsteinfledermaus und Großes Mausohr.  

Lebensraumtypen sind: 

 3150 Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopotamions oder Hydrocharitions  

 6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis alpinen Stufe  

 6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis)  

 7140 Übergangs- und Schwingrasenmoore 

 9110 Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum) 

 9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum) 

 9160 

Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-Hainbuchenwald (Carpini-

on betuli) 

https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=3150
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=3150
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=6430
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=6430
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=6510
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=6510
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=7140
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=7140
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9110
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9110
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9130
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9130
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9160
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9160
https://natura2000.rlp.de/n2000-sb-bwp/steckbrief_lebensraumtypen.php?sbl_nr=9160
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Mittelbare oder unmittelbare Auswirkungen auf die Schutzziele und die Zielarten des FFH-

Gebietes können ausgeschlossen werden. 

 

 

4.7 Artenschutzrechtliche Beurteilung der Planung 

Nach den vorliegenden Kenntnissen können artenschutzrechtliche Konflikte (Fledermäuse, 

Rotmilan, Wildkatze) nicht ausgeschlossen werden. 

Konkrete Auswirkungen auf die hier vorliegende Planung ergeben sich daraus nicht. Denn 

nach dem Erlass der Landesregierung vom 12.08.2020 stellt die Möglichkeit artenschutzrechtli-

cher Hindernisse kein Tabukriterium bei der Flächennutzungsplanung dar. Die abschließende 

artenschutzrechtliche Prüfung ist im immissionsschutzrechtlichen Verfahren durchzuführen 

 

Zur Anwendbarkeit von § 6 WindBG: 

Für das geplante Sondergebiet Plütscheid-Geweber Wald werden mit der hier vorliegenden 

Umweltprüfung die Voraussetzungen für die Anwendung des § 6 WindBG bzw. dessen Nach-

folgeregelung erfüllt. In der Vollzugsempfehlung der Bundesregierung zum § 6 WindBG wird 

unter 2.2.1 ausgeführt, dass formal eine Umweltprüfung durchzuführen ist, materielle Anforde-

rungen aber nicht gestellt werden. Konkret heißt es dort: „Ob und wie intensiv das Arten-

schutzrecht bei der Planausweisung geprüft wurde, ist daher für die Anwendbarkeit des § 6 

WindBG nicht von Bedeutung.“ Es gibt also keine Notwendigkeit artenschutzrechtliche Konflik-

te bereits auf der Ebene des FNP abschließend zu klären.  

Wenn keine aktuellen Daten vorliegen und auch die Projektierer auf freiwilliger Basis keine Un-

tersuchungen durchführen, greifen die gesetzlich festgelegten Ersatzzahlungen in Artenhilfs-

programme. Die Praxis hat bisher gezeigt, dass die überwiegende Zahl der Projektierer bei feh-

lenden Datengrundlagen freiwillige Kartierungen gegenüber den Ersatzgeldzahlungen bevor-

zugen, weil es häufig wirtschaftlich vorteilhafter ist.  

 

 

4.8 Weitere Belange des Umweltschutzes 

Vermeidung von Emissionen / sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Die Stromerzeugung mit WEA ist emissionsfrei. Abfälle und Abwässer fallen während des Be-

triebes nicht an. In der Bauphase werden gemäß dem Stand der Technik alle anfallenden Abfäl-

le ordnungsgemäß zwischengelagert und danach entsorgt. 

 

Nutzung erneuerbarer Energien / Sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Das Vorhaben dient explizit der Erzeugung von elektrischem Strom aus erneuerbaren Ener-

gien. Insofern wird die Planung diesem Ziel des Umweltschutzes vollumfänglich gerecht. 

 

Erhaltung bestmöglicher Luftqualität in Gebieten mit Immissionsgrenzwerten 
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Der geplante Windpark emittiert keinerlei Luftschadstoffe und liegt nicht in einem Gebiet mit 

Immissionsgrenzwerten. Insofern wird die Planung diesem Ziel des Umweltschutzes vollum-

fänglich gerecht. 

 

Risiken durch Unfälle oder Katastrophen 

Von zukünftig im Sondergebiet betriebenen Windenergieanlagen gehen keine besonderen 

Risiken durch Unfälle oder Katastrophen aus. 

 

Kumulierung mit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Etwa 400 m bis 800 m östlich des geplanten Sondergebietes liegt ein weiteres Sondergebiet für 

Windenergienutzung in der VG Bitburger Land. Eine kumulative Wirkung ist insbesondere auf 

das Schutzgut Landschaftsbild und Erholung zu erwarten. 

Ggf. können kumulative Lärmemissionen beider Windparks Auswirkungen auf die umliegende 

Wohnbebauung haben. 

 

 

4.9 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Mit der FNP-Teilfortschreibung Windenergie 2016 wurden die im Rahmen einer flächende-

ckenden Standortkonzeption festgestellten und durch die Umweltprüfung und die Abwägung 

festgestellten „besten“ Standorte im VG-Gebiet planerisch gesichert. Mit der hier vorliegenden 

Teilfortschreibung 2023 bleiben diese Sondergebiete unverändert. Es wird lediglich eine Flä-

che, die bereits bei der damaligen Standortkonzeption als geeignet festgestellt wurde, in den 

FNP aufgenommen, weil sich bestimmte Rahmenbedingungen, die 2016 zum Verzicht auf die 

Flächen geführt haben, geändert haben. Insofern gibt es aus Umweltsicht keine alternativen 

Planungsmöglichkeiten, die zu einer geringeren Belastung der Umweltschutzgüter führen 

würden. 

 

 

4.10 Zusätzliche Angaben 

Verwendete technische Verfahren und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstel-

lung der Angaben 

Bei der Erstellung dieses Umweltberichts waren die herangezogenen Unterlagen und Metho-

den ausreichend, um die Auswirkungen auf die Schutzgüter bewerten zu können. Hinsichtlich 

des Artenschutzes konnten nur sehr grobe Aussagen getroffen werden. Hier wird empfohlen, 

im Einzelgenehmigungsverfahren eine detaillierte Prüfung durchzuführen. 

 

Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt bei Umsetzung 

des Bauleitplans 

In den nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren werden bezüg-

lich der einzelnen Windenergieanlagen Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkun-
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gen festgelegt. Auf der Ebene dieser FNP-Teilfortschreibung sind derartige Überwachungs-

maßnahmen wegen der geringen Schwere der zu erwartenden Beeinträchtigungen nicht er-

forderlich. 

 

 

4.11 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Verbandsgemeinde Arzfeld hat im Rahmen der aktuell rechtswirksamen FNP-

Teilfortschreibung Windenergie 2016 Sondergebiete für die Windenergienutzung ausgewie-

sen. 

Diese Sondergebiete bleiben vollumfänglich erhalten, es wird aber im Zuge dieses Fortschrei-

bungsverfahrens ein weiteres Sondergebiet im Bereich Plütscheid-Geweber Wald im Umfang 

von 81 ha ausgewiesen. 

Im Rahmen der Umweltprüfung erfolgte eine Betrachtung möglicher Umweltauswirkungen, 

die sich aus der Ausweisung dieses zusätzlichen Sondergebietes ergeben. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass für keines der betrachteten Umweltschutzgüter erhebliche 

Beeinträchtigungen zu erwarten sind, wenn die vorgeschlagenen Vermeidungs-, Minimie-

rungs- und Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt werden. 

Auswirkungen auf die Abgrenzung des Sondergebietes ergeben sich dann, wenn zum Schutz 

des Landschaftsbildes auf die westliche Teilfläche des Sondergebietes am Rand des Prümtales 

verzichtet werden würde. 

Die konkreten Auswirkungen auf die Schutzgüter sind im Rahmen des immissionsschutzrecht-

lichen Genehmigungsverfahren für die einzelnen Windenergieanlagen im Sondergebiet ab-

schließend zu prüfen und ggf. durch entsprechende Vermeidungs-, Minimierungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen zu reduzieren. 
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5 Abwägung im Rahmen des Flächennutzungsplanverfahrens 

5.1 Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3(1) und 4(1) BauGB 

Die ursprünglich im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB durchgeführte Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vom 12.02.2024 

bis 12.03.2024 wird im Zuge der Umstellung auf das Regelverfahren als frühzeitige Beteiligung 

gem. §§ 3(1) und 4(1) BauGB gewertet. Die Umstellung auf das Regelverfahren erfolgt auf An-

regung der Kreisverwaltung und der Planungsgemeinschaft Region Trier. 

 

Die Abwägung zu den Anregungen aus diesem Beteiligungsschritt ergab keine Änderung in 

der Abgrenzung des Sondergebietes. 

 

Zusammenfassend wurden im Wesentlichen nachfolgende Anregungen abgegeben (siehe 

auch Abwägungstabelle): 

- Hinweise zu Flugsicherungsbelangen 

- Hinweise zu einzuhaltenden Schutzabständen zu klassifizierten Straßen 

- Hinweise zu landwirtschaftlichen Belangen 

- Hinweise allgemein zu forstwirtschaftlichen Belangen und konkret zu einem Waldbe-

stand im Erntezulassungsregister sowie Anregung auf die Teilfläche D zu verzichten 

- Hinweise allgemein zu wasserwirtschaftlichen Belangen und konkret zu Schutzabstän-

den zu Wasserschutzgebieten und Oberflächengewässern 

- Hinweise zu Schutzabständen zum Wetterradar Neuheilenbach 

- Hinweise zu Schutzabständen zu Wohnbauflächen 

- Hinweise zum Brandschutz 

- Hinweise zum Immissionsschutz 

- Hinweise zur Anpassung der Planzeichnung 

- Hinweise zur Ergänzung der Begründung hinsichtlich der Voraussetzungen des § 245e 

Abs. 1 

- Hinweise allgemein zu Artenschutzbelangen und zur Anwendung des § 6 WindBG 

- Hinweise allgemein zu Belangen des Landschaftsbildes und der Erholung sowie Anre-

gung auf die Teilfläche D zu verzichten  

- Hinweise zu verkehrlichen Belangen 

- Hinweise zu bergbaulichen Belangen und zu Baugrund 

- Hinweise auf unzureichende Berücksichtigung weiterer Eignungsflächen für die Wind-

energienutzung 

- Hinweise auf fehlerhafte oder nicht nachvollziehbare Ermittlung der nutzbaren Flä-

chengröße des Sondergebietes 
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5.2 Ergebnis der Offenlage gem. §§ 3(2) und 4(2) BauGB 

Aus den eingegangenen Stellungnahmen ergaben sich Hinweise für die weitere Berücksichti-

gung im Einzelgenehmigungsverfahren. Sie wurden entsprechend in die hier vorliegende Be-

gründung unter Abschnitt 8 „Auswirkungen auf Nutzungen“ aufgenommen.  

Auswirkungen auf die Abgrenzung des geplanten Sondergebietes oder generell auf die 

Grundzüge der Planung ergaben sich daraus nicht. 

 

Zusammenfassend wurden nachfolgende Anregungen abgegeben soweit sie nicht bereits in 

der FNP-Begründung zur Offenlage umgesetzt waren (siehe auch Abwägungstabelle zur Offen-

lage): 

- Hinweise zu denkmalpflegerischen Belangen 

- Hinweise zu landwirtschaftlichen Belangen 

- Hinweis zur Erfordernis eines Zielabweichungsverfahrens 

- Hinweise zu militärischen Flugsicherungsbelangen 

- Hinweise zum Landeserdbebendienst 

- Hinweise zur Inanspruchnahme von Flächen aus der rohstoffgeologischen Fachplanung 

- Hinweise zu Schutzabständen zu klassifizierten Straßen 

- Hinweise zu Schutzabständen zu Wohnbauflächen 

- Hinweise auf unterschiedliche Darstellung der Sondergebietsfläche in einzelnen Doku-

menten des Flächennutzungsplans und dadurch nicht nachvollziehbare Ermittlung der 

nutzbaren Flächengröße des Sondergebietes 

 

Hinweis: 

Durch einen technischen Fehler bei der Erstellung des Ausdrucks des Plandokuments für die Offenlage 

wurde die Teilfläche C-2 des Sondergebietes nicht korrekt dargestellt. Dieser technische Fehler in der 

Printversion wurde korrigiert und erneut der Öffentlichkeit zur Kenntnis gegeben. Es handelt sich um 

keine inhaltliche Änderung der Planung (siehe Abschnitt 5.3). 

 
 

5.3 Ergebnis der erneuten Offenlage gem. § 4a (3)BauGB 

Im Zuge der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

Aus der erneuten Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange ergaben sich Hinweise für die weitere Berücksichtigung im Einzelgenehmigungsverfah-

ren. Auch sie wurden in die hier vorliegende Begründung unter Abschnitt 8 „Auswirkungen auf 

Nutzungen“ aufgenommen.  

Auswirkungen auf die Abgrenzung des geplanten Sondergebietes oder generell auf die 

Grundzüge der Planung ergaben sich daraus nicht. 

 

Zusammenfassend wurden nachfolgende Anregungen abgegeben soweit sie nicht bereits in 

der FNP-Begründung umgesetzt waren (siehe auch Abwägungstabelle zur erneuten Offenla-

ge): 
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- Hinweise zu denkmalpflegerischen Belangen 

- Hinweise zu militärischen Flugsicherungsbelangen 

- Hinweise zum Wetterradar Neuheilenbach 

- Hinweise zum Geologiedatengesetz 

 
 

6 Darstellung im Flächennutzungsplan 

Im Ergebnis wird in der vorliegenden Flächennutzungsplan-Teilfortschreibung Windenergie 

2023 der Verbandsgemeinde Arzfeld neben den Sondergebieten aus der Teilfortschreibung 

2016 ein zusätzliches Sondergebiet gemäß § 5 Abs. 2 Ziff. 1 BauGB und gemäß § 1 Abs. 2 Ziff. 

10 BauNVO i.V. m. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Windenergienutzung“ mit 

der Bezeichnung Plütscheid-Geweber Wald im FNP ausgewiesen und verbindlich dargestellt. 
 

Die Darstellung und Abgrenzung dieses Sondergebietes ist der Plankarte im Anhang im Maß-

stab 1:10.000 zu entnehmen. 
 

Die im Ursprungsflächennutzungsplan (FNP-Teilfortschreibung Windenergie 2016) festgelegte 

Ausschlusswirkung für die Windenergienutzung außerhalb der dargestellten Sondergebiete 

gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB bleibt mit der vorliegenden teilräumlichen FNP-Fortschreibung 

Windenergie erhalten und gilt unverändert fort. 

Weiterhin gilt, dass das Fundament zukünftiger Windenergieanlagen vollständig innerhalb des 

Sondergebietes liegen muss. Der Rotor kann auch Flächen außerhalb des Sondergebietes 

überstreichen, soweit dieses nicht unmittelbar an eine Siedlungsabstandszone grenzt. 
 

Auf der ausgewiesenen Sondergebietsfläche ist unterlagert eine forst- und / oder landwirt-

schaftliche Nutzung weiterhin möglich. 

 

Flächenbilanz: 

Im Ergebnis werden in der Flächennutzungsplan-Teilfortschreibung Windenergie 2023 zusätz-

liche 81 ha Sondergebiete für Windenergienutzung ausgewiesen.  

Zusammen mit den bestehenden 340 ha Sondergebiete für Windenergienutzung in der 

rechtskräftigen FNP-Teilfortschreibung Windenergie 2016 ergeben sich insgesamt 421 ha. Das 

entspricht 1,58 % der Fläche der Verbandsgemeinde.  
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7 Erschließung 

Die Erschließung der Teilflächen A und B des Sondergebietes Geweber Wald kann über die L33 

und einen asphaltierten Wirtschaftsweg erfolgen. Von dort aus können bestehende Wirt-

schaftswege bzw. Forstwege genutzt werden, die entsprechend ausgebaut werden müssen. 

Die Teilfläche C liegt unmittelbar entlang der L12 und ist von dort erreichbar.  

Die Erschließung der Teilfläche D erfolgt ebenfalls von der L12 über vorhandene Forstwege, die 

für Schwerlasttransporte auszubauen sind.  

Es müssen je nach konkreter Lage der WEA auf kurzen Strecken zusätzliche Fahrwege erstellt 

werden, vorhandene Wegetrassen verbreitert und/oder in den Kurvenradien angepasst wer-

den. 

 

Der für einen Netzanschluss der Windenergieanlagen erforderliche Kabeltrassenverlauf wird 

erst bei der konkreten Festlegung der Anlagenstandorte ermittelt. Der erforderliche Netzein-

speisepunkt wird vom zuständigen Netzbetreiber bei genauer Kenntnis der Anlagenleistung 

und des Anlagenstandorts zugewiesen. 

 

Zur Sicherung des Rückbaus von Windenergieanlagen nach Ende der Betriebsdauer sind Bürg-

schaften in angemessener Höhe und unter Berücksichtigung der Kostenentwicklung über den 

gesamten Betriebszeitraum zu hinterlegen. 

 

8 Auswirkungen auf Nutzungen 

8.1 Städtebau 

Lärmemissionen und Schattenwurf werden im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Ge-

nehmigungsverfahrens für Einzelanlagen bzw. Windparks über Sondergutachten berücksich-

tigt. Bei der Neuausweisung von Wohngebieten in der Nähe von geplanten Windenergieanla-

gen sind die Ergebnisse dieser Sondergutachten zu berücksichtigen.  

Nach Realisierung der WEA auf den Sondergebieten kann es bei zukünftigen Ausweisungen 

von Wohnbauflächen, aber auch bei der gewerblichen Entwicklung aus Immissionsschutz-

gründen zu Einschränkungen kommen.  

Im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Beurteilung sind auch lärmrelevante Vorbelas-

tungen durch geplante oder bereits realisierte Gewerbegebiete oder sonstige Einzelanlagen 

(auch weitere Windenergieanlagen) zu berücksichtigen. Daraus können sich im Einzelfall Erwei-

terungen der in den Planunterlagen genannten Abstände ergeben. Dies kann insbesondere 

dann der Fall sein, wenn im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung die Ein-

haltung des jeweils zu berücksichtigenden Immissionsrichtwertes nach TA Lärm nicht sicher-

gestellt ist. Ggf. kann dies aber auch zu Betriebseinschränkungen für die beantragten Wind-

energieanlagen führen. Dies gilt entsprechend auch für den Schattenwurf.  
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8.2 Landwirtschaft 

Landwirtschaftliche Belange sind durch das geplante Sondergebiet nicht direkt betroffen.  

Eine mittelbare Betroffenheit landwirtschaftlicher Belange kann durch erforderliche natur-

schutzrechtliche und forstrechtliche Ausgleichsmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen entstehen. Deshalb sollten im nachgelagerten Genehmigungsverfahren Ausgleichsmaß-

nahmen vorwiegend als Ersatzgeldzahlungen geleistet werden und landwirtschaftliche Flä-

chen so wenig wie möglich beansprucht werden. 

Auf Ersatzaufforstungen für Eingriffe in Waldbestände ist in Landkreisen mit mindestens 35 % 

Waldanteil zu verzichten und stattdessen eine Aufwertung vorhandener Waldbestände vorzu-

nehmen. Dadurch wird vermieden, dass landwirtschaftlich genutzte Flächen für Ersatzauffors-

tungen in Anspruch genommen werden. 

Ebenso ist darauf zu achten, dass die Erschließung sich am vorhandenen Wegenetz orientiert 

und keine landwirtschaftlichen Nutzflächen durch neue Erschließungswege zerschnitten wer-

den oder Zwickelflächen entstehen und dadurch Bewirtschaftungserschwernisse auftreten. 

Nach Auffassung der Landwirtschaftskammer ist es zwingend erforderlich, frühzeitig Regelun-

gen zur Instandhaltung und Erhaltung des Wirtschaftswegenetzes zu treffen, um ggf. entste-

hende Schäden am landwirtschaftlichen Wegenetz durch die Schwertransporte beim Bau der 

WEA zu beheben und die Kostenübernahme zu klären.  

Im Zuge des erforderlichen Ausbaus der Stromleitungen sind die Interessen der Landwirtschaft 

angemessen zu berücksichtigen. Sollte es im Einzelfall zu Nachteilen für die Landwirtschaft 

kommen, ist dies entsprechend auszugleichen. Dieser Aspekt sollte bereits bei der Planung der 

Einzelstandorte mitberücksichtigt werden. 

 

8.3 Forstwirtschaft 

Bei der Projektierung des betroffenen Gebietes sind die forstfachlichen Schutzaspekte zu be-

achten. Windenergieanlagen im Wald sollten daher vorrangig auf Blößen oder in Nadelholz-

reinbeständen geplant werden, die nicht standortgerecht sind oder auf Waldflächen entwickelt 

werden, die sich kalamitätsbedingt durch Sturm, Hitzeschäden oder andere Schadereignisse 

bereits in der Auflösung befinden. Zudem kommen junge Waldbereiche in Betracht, wenn de-

ren baubedingte Beseitigung sich naturschutz- und forstfachlich als unproblematisch erweist. 

Insbesondere in dem hier betroffenen waldarmen Gebiet (Bewaldungsprozent < 35%) gilt es, 

Waldflächenverluste und bauliche Eingriffe in die Waldsubstanz zu minimieren. Deshalb sollten 

WEA u. a. entlang der bereits für LKW-Verkehr ausgebauten Hauptwege bzw. im Nahbereich 

der vorhandenen Landesstraße geplant werden. 

Insbesondere im Wald sollten Hangbereiche mit mehr als 20% Neigung von baulichen Maß-

nahmen verschont werden. 

Bei der Detailplanung der Einzelstandorte der Windenergieanlagen sind forstwirtschaftliche 

Belange durch frühzeitige Absprachen mit den zuständigen Forstämtern Bitburg und Neuer-

burg zu klären. 
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Die Verbandsgemeindeverwaltung Arzfeld sowie die Kommunale Netze Eifel (KNE) AÖR weisen 

darauf hin, dass im Brandfall die Löschwasserversorgung nicht sichergestellt ist, weil sich in 

einem Umkreis von 300 m zu den möglichen Brandobjekten keine nutzbaren Hydranten befin-

den. Es kann von Seiten der KNE kein Brandschutz gewährleistet werden. Im Rahmen des Ge-

nehmigungsverfahrens sollten daher nach Auffassung der Verbandsgemeindeverwaltung in 

die Genehmigung entsprechende Nebenbestimmungen Eingang finden. 

 

8.4 Wasserwirtschaft 

Von der geplanten Ausweisung des Sondergebietes für Windenergienutzung ist das im Ent-

wurf befindliche Wasserschutzgebiet (WSG) Heilenbach-Ehlenz „Schäfersmühle“ Nr. 160, Zone 

III B betroffen. Beim Bau und der Errichtung von WEA sind die Vorgaben der Schutzgebietsver-

ordnung zu beachten. 

Grundsätzlich besteht in einer per Rechtsverordnung festgesetzten Zone III B eines WSG kein 

Bauverbot für WEA. Es wird aber von Seiten der zuständigen Wasserbehörde gefordert, bei der 

Errichtung von WEA mindestens einen Abstand entsprechend der Nabenhöhe der WEA zum 

WSG III A einzuhalten, um im Havariefall (Umkippen der WEA) Beeinträchtigungen des WSG zu 

vermeiden. Es wird außerdem gefordert, im Rahmen der Einzelgenehmigung bei WEA-

Standorten in bzw. an Wasserschutzgebieten wasserwirtschaftliche und hydrogeologische Un-

tersuchungen durchzuführen, um die örtlichen Standortverhältnisse zu klären und ggf. not-

wendige Schutzmaßnahmen treffen zu können.  

Im Zuge der Detailplanung ist eine frühzeitige enge Abstimmung mit der wasserwirtschaftli-

chen Fachbehörde insbesondere hinsichtlich des Lastfalls „Kippen“, Zuwegungen und Verle-

gung der Leitungstrassen erforderlich.  

 

Es ist zusätzlich zu beachten, dass die Errichtung von Windenergieanlagen einer wasserbe-

hördlichen Genehmigung bedarf, wenn diese weniger als 10 m von der Uferlinie eines Gewäs-

sers III. Ordnung entfernt errichtet werden (§ 76 LWG). Im Rahmen der Genehmigung ist ge-

mäß § 36 WHG sicherzustellen, dass die Anlage so errichtet, betrieben, unterhalten und ggfls. 

stillgelegt werden kann, dass keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwarten sind und 

die Gewässerunterhaltung nicht erschwert wird. Anlagen, die im natürlichen Überschwem-

mungsgebiet eines Gewässers liegen, dürfen die Hochwassersicherheit für Ober- und Unterlie-

ger nicht verschlechtern.  

 

Generell sind Quellbereiche und Fließgewässer vor Beeinträchtigungen zu schützen, das gilt 

sowohl beim Bau der WEA selbst, als auch für Zuwegungen, Leitungstrassen und Lagerflächen. 

 

Durch das Sondergebiet sind stellenweise auch Bereiche betroffen, die bei Starkregen zu er-

höhtem Oberflächenabfluss neigen oder potenziell überflutungsgefährdet sind. Bei der Detail-

planung der Standorte sind daher die Wirkung von Starkregenereignissen sowohl auf den Plan-

fläche selbst als auch eventuelle Wirkungen auf unterliegende Flächen näher zu betrachten. 
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Es wird empfohlen, Rückhaltemulden für den Oberflächenabfluss anzulegen, um generell ei-

nen Beitrag zur Abflussminderung und zur Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts zu 

leisten. Solche Maßnahmen sind ggf. förderfähig. 

 

8.5 Bergbau und Rohstoffgewinnung, Baugrund und Erdbebendienst 

Teile des geplanten Sondergebietes werden von den auf Eisen verliehenen Bergwerksfeldern 

"Franziska" und "König-Friedrich-Wilhelm" überdeckt werden. Das Bergrecht für diese Berg-

werksfelder wird von der Firma ArcelorMittal Bremen GmbH, Carl-Benz-Straße 30 in 28237 

Bremen aufrechterhalten. 

Über tatsächlich erfolgten Abbau in diesen Bergwerksfeldern liegen dem Landesamt für Geo-

logie und Bergbau keine Dokumentationen oder Hinweise vor. In den in Rede stehenden Ge-

bieten erfolgt kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht. 

Da keine Kenntnisse über eventuelle Planungen der o.g. Bergwerkseigentümerin in Bezug auf 

das aufrechterhaltene Bergwerkseigentum haben, wird empfohlen, sich mit der Firma Ar-

celorMittal Bremen GmbH in Verbindung zu setzen. 

 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, 

DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für alle Windenergieanlagen werden 

standortbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. In hängigem Gelände ist das Thema 

Hangstabilität in die geotechnischen Untersuchungen einzubeziehen. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu be-

rücksichtigen. 

 

Der Landeserdbebendienst plant in der Gemarkung Weidingen (ca. 6 bis 8 km Entfernung) eine 

Erdbebenmessstation zu errichten. Das Landesamt für Geologie und Bergbau ist am Einzelge-

nehmigungsverfahren zu beteiligen, um ggf. die Planung entsprechend anpassen zu können. 

Landespflegerische Kompensationsmaßnahmen außerhalb der geplanten Sondergebiete für 

Windenergienutzung sollten sich nicht mit Flächen der rohstoffgeologischen Fachplanung 

überschneiden. 

Es wird um Beachtung des Geologiedatengesetzes gebeten, wonach geologische Erkenntnisse 

aus örtlichen Untersuchungen dem Landesamt für Geologie und Bergbau zu übermitteln sind. 

Die Durchführung von Bohrungen bzw. geologischen Untersuchungen ist spätestens 2 Wo-

chen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau anzuzeigen. Für 

die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das 

Online-Portal „Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter 

https://geoldg.lgb-rlp.de  

Es wird empfohlen, eine entsprechende Nebenbestimmung mit Verweis auf die Übermitt-

lungspflicht in die Einzelgenehmigung aufzunehmen. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz unter 
https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html 

https://geoldg.lgb-rlp.de/
https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html


Verbandsgemeinde Arzfeld: teilräumliche FNP-Fortschreibung Windenergie  
Städtebauliche Begründung mit integriertem Umweltbericht  

36 

 

8.6 Erholung und Tourismus 

Bei der Ausweisung des Sondergebietes wurde Wert darauf gelegt, die Erholungsnutzung 

nicht zu beeinträchtigen. Es ist dennoch nicht auszuschließen, dass Konflikte mit der Erho-

lungsnutzung durch Veränderung des Landschaftsbildes, durch die zeitweise eingeschränkte 

Nutzbarkeit von Wanderwegen wegen der Gefahr von Eisfall und Eiswurf und durch Lärmim-

missionen entstehen.  

 

8.7 Straßennetz 

Die erforderlichen Schutzabstände zu klassifizierten Straßen werden im Rahmen der nachgela-

gerten Einzelgenehmigungsverfahren mit dem Landesbetrieb Mobilität (LBM) abgestimmt und 

festgelegt. Die gesetzlichen Bauverbotszonen von 20 m an Bundes- und Landesstraßen und 15 

m an Kreisstraßen sind grundsätzlich freizuhalten. Der Rotor darf in die Baubeschränkungszone 

(hier 40 m an Landesstraßen) hineinragen, nicht aber in die Bauverbotszone.  

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind die Bauverbotszonen und die Baubeschrän-

kungszonen darzustellen. 

Generell empfiehlt der Landesbetrieb Mobilität als Schutzabstand zu klassifizierten Straßen die 

Kipphöhe der Anlagen einzuhalten. Der Baulastträger der Fahrbahn ist am Bauantragsverfah-

ren zu beteiligen. 

Im Bereich der freien Strecke stellen die Zufahrten von den klassifizierten Straßen (auch 

Baustellenzufahrten) zu den WEA Sondernutzungen im Sinne der §§ 8,8a FStrG, 41,43 LStrG 

dar, die einer Sondernutzungserlaubnis der Straßenbaubehörde bedürfen. Die Details, sowie 

die Auflagen und Bedingungen, sind im Genehmigungsverfahren zu klären. Grundsätzlich ist 

anzustreben, die vorhandenen Wirtschaftswege zu nutzen oder innerörtliche Erschließungen 

zu wählen. Für die Einmündungsbereiche der Wirtschaftswege in die klassifizierten Straßen 

sind dem LBM frühzeitig Detailpläne, M 1:250, zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

 

Der Verkehrsverbund Region Trier (VRT) bittet um frühzeitige Information, falls es im Zuge der 

Bauarbeiten zu zeitweisen Streckensperrungen auf der L12 kommen sollte, um rechtzeitig An-

passungen des Linienverkehrs planen zu können.. 

 

8.8 Luftverkehr 

Aufgrund einer Höhe von mehr als 100,00 m über Grund ist das Einzelvorhaben von § 14 

LuftVG betroffen und bedarf stets einer luftrechtlichen Zustimmung. Die konkreten Planungen 

sind im Rahmen des Genehmigungsverfahrens der zuständigen Landesluftfahrtbehörde vorzu-

legen. Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens wird gemäß § 31 Abs. 3 LuftVG die DFS 

durch die Luftfahrtbehörde beteiligt und zur gutachtlichen Stellungnahme aufgefordert. Die 

DFS prüft die Einhaltung der Hindernisfreiflächen sowie die An- und Abflugverfahren an be-

troffenen Flugplätzen (Flughäfen, Landeplätze, Segelfluggelände, Hubschraubersonderlande-

plätze).  
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Auskünfte zu den Hindernisfreiflächen und zu den Anforderungen an die Hindernisfreiheit er-

teilt die Landesluftfahrtbehörde als Genehmigungsbehörde für die Flugplätze in ihrem Zu-

ständigkeitsbereich. Folgende Abstandsregelungen sind bei den Planungen bereits im jetzigen 

Stadium zu berücksichtigen:  

• Gemeinsame Grundsätze des Bundes und der Länder für die Anlage und den Betrieb von 

Flugplätzen für Flugzeuge im Sichtflugbetrieb, veröffentlicht als NfL I 92/13, dort: Gefah-ren für 

den Flugplatzverkehr in der Platzrunde;  

• Festlegung von Mindestabständen von Hindernissen zu festgelegten Sichtflugverfahren, ver-

öffentlicht als NfL 1-847-16.  

 

Die Deutsche Flugsicherung GmbH empfiehlt, Windenergievorhaben grundsätzlich bei der 

zuständigen Luftfahrtbehörde zur Prüfung gem. § 18a LuftVG einzureichen. 

 

Das geplante Sondergebiet für Windenergie liegt im Zuständigkeitsbereich des US-

Militärflugplatzes Spangdahlem. 

Es bestehen ggfs. flugbetriebliche Bedenken gemäß § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG).  

Die Flächen liegen innerhalb des MVA1 Sektors S3 und innerhalb des 8 km Puffers der MVA S1 

des Flugplatzes Spangdahlem. Die Flächen liegen innerhalb des Verfahrensraumes mehrerer 

Instrumentenan- und Abflugverfahren (IFR). Die maximale Bauhöhe, bedingt durch den MVA 

Sektor S1, beträgt 792 m über NHN. Jedoch wird die maximale Bauhöhe durch die betroffenen 

Instrumentenan- und Abflugverfahren geringer sein. Da sich die maximalen Bauhöhen inner-

halb der Flächen unterscheiden, kann eine konkrete Bewertung erst nach Angabe der Stand-

ortkoordinaten erfolgen. 

Es bestehen ggfs. flugsicherheitliche Bedenken gemäß § 18a LuftVG.  

Um die Erweiterung einer zusammenhängenden Störzone zu verhindern, können einzelne 

WEA abgelehnt werden, um eine Störung des Flugsicherungsradars bzw. Rundsichtradars 

(ASR) nach §18 a LuftVG auszuschließen. Die Zustimmung mit der Auflage „Ausrüstung mit 

einer bedarfsgerechten Steuerung“ ist am US-Militärflugplatz Spangdahlem (US Air Force) 

nicht möglich.  

Eine abschließende flugsicherungstechnische Bewertung kann erst vorgenommen werden, 

wenn genaue Standortdaten (Koordinaten jeder einzelnen WEA) sowie exakte Hindernisdaten 

(insbes. Anlagentyp, Nabenhöhe, Rotordurchmesser, Bauwerkshöhe) vorliegen. 

 

8.9 Versorgungsleitungen, Funkverkehr und Wetterradar 

Schutzabstände zu unter- und oberirdischen Versorgungsleitungen werden im nachgelagerten 

Einzelgenehmigungsverfahren festgelegt.  

Richtfunkstrecken sind auf der Ebene der Einzelgenehmigung zu berücksichtigen, da die Richt-

funkübertragung durch Reflexion an Rotoren oder Masten von WEA gestört oder unterbrochen 

werden kann. Richtfunkbetreiber fordern im unmittelbaren Umfeld von Richtfunkstrecken die 
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sogenannte Fresnel-Zone von WEA freizuhalten. In der Regel handelt es sich dabei um eine 

zylinderförmige Freihaltezone mit einem Radius von 30 m um die Richtfunkachse. 

Die jeweiligen Richtfunkbetreiber sind frühzeitig in das Einzelgenehmigungsverfahren einzu-

beziehen. 

Das Wetterradar Neuheilenbach befindet sich in einer Entfernung von 8,6 km bis 10,8 km zum 

Sondergebiet. Insofern wird der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) geforderte Mindestab-

stand von 5 km eingehalten. Der vom DWD geforderte Freihalteabstand bis 15 km wird jedoch 

nicht eingehalten. Es sind daher gemäß der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und 

dem DWD vom jeweiligen Anlagenbetreiber für alle WEA im Abstand von 5 km bis 15 km die 

erforderlichen technischen Betriebsdaten und meteorologischen Messdaten der WEA zur Ver-

fügung zu stellen, damit diese in das Fachverfahren des DWD eingepflegt werden können. 

 

8.10 Denkmalschutz 

Bei der Errichtung von Windenergieanlagen und deren Erschließung sind die Belange des 

Denkmalschutzes zu berücksichtigen. Die Einzelheiten werden im Einzelgenehmigungsverfah-

ren geregelt. 

Im Sondergebiet sind bislang keine archäologischen Fundstellen bekannt.  

Grundsätzlich besteht gem. §§ 16-19 DSchG RLP eine Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungs-

pflicht für archäologische Funde bzw. Befunde. 

Sollten daher bei Erdarbeiten, Bau- oder Abbrucharbeiten prähistorische oder historische Ge-

genstände (bewegliche oder unbewegliche), von denen bei ihrer Entdeckung anzunehmen ist, 

dass sie Kulturdenkmäler sind oder als solche gelten, gefunden werden, oder Flurdenkmäler 

durch die Baumaßnahme betroffen sein, ist dies gemäß § 17 Denkmalschutzgesetz (DSchG) 

unverzüglich der Denkmalfachbehörde (Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Lan-

desarchäologie, Außenstelle Trier (Rheinisches Landesmuseum), Tel:0651/9774-0 oder landes-

museum-trier@gdke.rlp.de ) mündlich oder schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige kann auch bei 

der Unteren Denkmalschutzbehörde, Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm (Tel: 

06561/15-0 oder info@bitburg-pruem.de), der Verbandsgemeindeverwaltung oder der Ge-

meindeverwaltung erfolgen. Anzeigepflichtig sind der Finder, der Eigentümer des Grundstü-

ckes, sonstige über das Grundstück Verfügungsberechtigte, der Besitzer des Grundstücks und 

der Leiter der Arbeiten, bei deren Durchführung der Fund entdeckt wurde; die Anzeige durch 

eine dieser Personen befreit die Übrigen.  

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzge-

setzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-

zes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, erdge-

schichtliche Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu 

lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

Dies entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch 

nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 
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Sollten wirklich erdgeschichtliche Funde angetroffen werden, so ist der Direktion Landesar-

chäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in Absprache 

mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen erdgeschichtli-

chen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzöge-

rungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der 

Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 

Die obigen Angaben sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 

Die GDKE bittet darum, über den Beginn von Erdarbeiten rechtzeitig (4 Wochen vorher) unter-

richtet zu werden. Die Anzeige des Baubeginns ist zu richten an erdgeschichte@gdke.rlp.de 

oder unter 0261-66753032 zu melden. 

 

 

8.11 Altlasten und Altablagerungen 

In den Teilflächen des Sondergebietes sind keine Altablagerungen, Rüstungsaltstandorte, mili-

tärische Altstandorte oder gewerblich-industrielle Altstandorte bekannt. 

 

 

9 Verfahrensablauf 

 

Aufstellungsbeschluss 13.07.2023 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 10.02.2024 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 BauGB i.V. m. § 3 

Abs. 2 BauGB 

12.02.2024 - 12.03.2024 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 

13 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 BauGB i.V. m. § 4 Abs. 2 BauGB 

09.02.2024 – 12.03.2024 

Beschluss zur Umstellung vom vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 

zum Regelverfahren im Sinne von § 2 BauGB 

18.04.2024 

Beschluss, die Beteiligung gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 BauGB i.V. m. § 3 Abs. 

2 BauGB als frühzeitige Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

zu werten 

18.04.2024 

Abwägungsbeschlüsse zur frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und § 4 

Abs. 1 BauGB 

18.04.2024 

Beschluss zur Einleitung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 

BauGB 

18.04.2024 

Beschluss zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

18.04.2024 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 23.07.2024 - 23.08.2024 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 

4 Abs. 2 BauGB 

17.07.2024 - 23.08.2024 

Abwägungsbeschlüsse zu den Anregungen aus der Beteiligung der Öffent- 26.09.2024 
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lichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und aus der Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Beschluss zur erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a Abs.3 BauGB 

26.09.2024 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und der betroffenen Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a Abs.3 BauGB 

08.10.2024 – 24.10.2024 

Abwägungsbeschlüsse zu den Anregungen aus der erneuten Beteiligung 29.10.2024 

Feststellungsbeschluss 29.10.2024 

 


